
399 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVIII. GP 

Bericht 

des Verfassungsausschusses 

über die Regierungsvorlage (297 der Beilagen): 
Bundesgesetz, n#t dem das Bundes-Personal

vertretungs gesetz geändert wird 

Die gegenständliche Regierungsvorlage sieht eine 
N ovellierung des Bundes-Personalvertretungsgeset
zes vor, durch die insbesondere Regelungen über 
die Mitwirkungsrechte der Personalvertretung bei 
der Anordnung von Überstunden und bei der 
Errichtung von Amtsgebäuden, die Herstellung des 
Einvernehmens mit der Personalvertretung bei die 
Arbeitsplätze betreffenden Maßnahmen, die Erwei
terung der Mitteilungspflichten des Dienstgebers bei 
bestimmten Personalmaßnahmen und das Recht der 

Dr. Antoni 

Berichterstatter 

Personalvertretungsorgane auf Anrufung der Perso
nalvertretungs-Aufsichtskommission geändert bzw. 
neu getroffen werden sollen. 

Der Verfassungsausschuß hat die Regierungsvor
lage am 5. Februar 1992 in Verhandlung gezogen 
und. nach Wortmeldung des Abgeordneten G r a t  -
z e r  einstimmig beschlossen, dem Hohen Hause die 
Annahme des Gesetzentwurfes zu empfehlen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der 
Verfassungsausschuß somit den A n t r a g, der 
Nationalrat wolle dem von der Bundesregierung 
vorgelegten Gesetzentwurf (297 der Beilagen) die 
verfassungsmäßige Zustimmung erteilen. 

Wien, 1992 02 05 

Dr. Schranz 

Obmann 
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